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Teil 1 - Begründung 

1. Einleitung 

1.1 Anlass der Planaufstellung, Planverfahren 

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Warin hat am 15.12.2011 die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 19 „Wohnen am Großen Wariner See" gemäß§ 1 Abs. 3 
und§ 2 Abs. 1 i.V.m. § 8 BauGB beschlossen. 

Durch den Bebauungsplan wird für das Gebiet des ehemaligen Matratzenwerkes 
sowie für die Flächen der ehemaligen PGH Rohrleitungsbau eine geordnete städte­
bauliche Entwicklung ermöglicht und Baurecht in einem angemessenen Umfang ge­
schaffen. Durch die attraktive Lage am Großen Wariner See und die bereits vorhan­
dene Wohnbebauung in der Straße „Am Strand" bieten sich diese Flächen für eine 
Wohn- sowie eine Ferienhausbebauung an. Im Nordwesten werden darüber hinaus 
ein Grundstück mit vorhandener Wohnbebauung sowie ein Grundstück mit einem 
Pumpenhaus in das Plangebiet einbezogen. Ziel für diese nordwestlichen Flächen ist 
die Regelung der baulichen Nutzungen im Übergang zum Großen Wariner See so­
wie der Belange des Schallschutzes. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wurde in der Zeit vom 20.08.2012 bis zum 
07.09.2012 durch eine öffentliche Auslegung der Planung im Bauamt des Amtes 
Neukloster-Warin durchgeführt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be­
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, sind gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB parallel zur Abgabe einer Äußerung auch im Hinblick auf den er­
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert worden. 
Die Nachbargemeinden wurden beteiligt. 

Die öffentliche Auslegung des Entwurfes erfolgte in der Zeit vom 25.03.2013 bis 
26.04.2013 Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sons­
tigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich weiterhin berührt war, er­
neut beteiligt. 

Die nachfolgend beschriebenen Änderungen haben sich aus den Stellungnahmen 
der frühzeitigen Beteiligung bzw. der Beteiligung der Behörden zum Entwurf erge­
ben: 

Im Zuge der Erstellung der Satzung waren durch die Stadt Warin v.a. die Belange 
des Schutzes der vorhandenen, westlich gelegenen, landschaftsbildprägenden Allee 
zu berücksichtigen: 
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• Die Baugebiete östlich der Allee wurden im Vergleich zum Vorentwurf nach 
Osten verschoben und damit wurde die Grünfläche vergrößert. 

• Wurzelschutzbereiche wurden innerhalb der östlich sowie westlich der Allee 
gelegenen Baugebiete festgesetzt , in denen die Errichtung von Nebenanlagen 
und Geländeveränderungen unzulässig sowie Einfriedungen nur mit Punkt­
fundamenten zulässig sind. 

• Mit dem festgesetzten Abstand von 1,00 m zwischen Wurzelschutzbereich 
und Baugrenze wird ein Arbeitsbereich außerhalb des Wurzelschutzbereiches 
gesichert. 
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• Die Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zur Erschließung des Pum­
penhauses wurde mit dem Entwurf innerhalb der vergrößerten Grünfläche 
nach Osten verschoben. Bei allen Bauarbeiten sind hier insbesondere die An­
forderungen des Schutzes der Wurzeln der Alleebäume zu beachten. 

• Innerhalb der Flächen westlich der Allee wurden zum Schutz des Land­
schaftsbildes Festsetzungen zum Ausschluss der Verwendung von bestim­
men Nadelgehölzen getroffen . 

Der Empfehlung der Unteren Naturschutzbehörde hinsichtlich des Antrages auf Her­
auslösung des Plangebietes mit Ausnahme der Allee aus dem Landschaftsschutzge­
biet (LSG) folgt die Stadt Warin. Der Antrag zur Herauslösung wurde bei der Unteren 
Naturschutzbehörde gestellt und ist Voraussetzung für die Rechtskraft des Bebau­
ungsplanes. 

Zur Berücksichtigung der Belange der geordneten Entsorgung von Abfällen wurden 
im Vergleich zum Vorentwurf 

• auf die Festsetzungen der Anpflanzgebote für Einzelbäume im Bereich der 
Wendeanlagen der Planstraßen verzichtet, 

• die Verkehrsflächen der Straße „Am Strand" im Süden des Plangebietes im 
Bereich des künftig entfallenden Gebäudes direkt an der Straße erweitert. 

Aufgrund der Abstimmungen der Stadt hinsichtlich der Erschließungsplanung wurde 
die festgesetzte Breite der Planstraße A von 9,25 m auf 8,00 m entsprechend der 
Planstraße B reduziert . Dieser Abschnitt ist nunmehr ebenfalls als Planstraße B und 
Verkehrsberuhigter Bereich definiert. 

Um den Anforderungen des Schutzes vor Immissionen gerecht zu werden , wurden 
im Vergleich zum Vorentwurf Festsetzungen getroffen: 

• für das im Westen gelegene Pumpenhaus. Für das Pumpenhaus sind bauli­
che Maßnahmen oder technische Änderungen hinsichtlich der Pumpen zu 
realisieren ; 

• für einen Bereich innerhalb des geplanten Ferienhausgebietes in unmittelbarer 
Nähe zum Wasserwerk Warin . Hier dürfen die zum Schlafen dienenden Räu­
me nur auf der Südseite des Gebäudes errichtet werden . 

Durch die Lage innerhalb der Trinkwasserschutzzone III sind Nutzungsbeschränkun­
gen durch die künftigen Grundstückseigentümer zu berücksichtigen, die in der vorlie­
genden Satzung überarbeitet wurden. 

Die Örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung der Gebäude wurden hinsichtlich der 
Ausbildung von Dachüberständen sowie der zulässigen Verwendung von einfach 
engobierten Dacheindeckungen konkretisiert. 
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1.2 Lage und Geltungsbereich 

Die Stadt Warin liegt im Osten des Landkreises Nordwestmecklenburg, südwestlich 
von Wismar, eingebettet zwischen dem Großen Wariner See und dem Glammsee. 

~ -
Geltungsbere ich des Bebauungsplanes Nr. 19, Quelle: Luftbild GAIA M-V 

Das Plangebiet befindet sich im Nordosten von Warin am Großen Wariner See. Es 
wird begrenzt im Norden durch das Wariner Wasserwerk, im Westen durch den Weg 
entlang Sees bzw. durch den Uferbereich des Großen Wariner Sees, im Süden 
durch die Straße „Am Strand" und die angrenzende Wohnb-ebauung und im Osten 
durch die Straße „Am Strand" entlang der ehemaligen Bahntrasse. 
Der festgelegte Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Warin, Flur 4, die Flur­
stücke 74/3, 81 /17, 88/5, 89/3, 90/3, 90/5, 90/6, 92/1, 92/2, 93/6, 93/7, 94/11 , 94/18 
und Teilflächen aus den Flurstücken 74/2, 91 /6, 91 /9, 93/2, 93/3, 93/4, 94/7, 94/17. 
Der Geltungsbereich hat eine Gesamtgröße von etwa 4,7 ha. 
Der festgesetzte Geltungsbereich wurde durch die Stadt mit den o.g. Flurstücken 
gewählt, um das städtebauliche Konzept einschließl ich der Sicherung der verkehrli­
chen Erschließung realisieren zu können. Für ein Grundstück im Nordwesten mit 
vorhandener Wohnbebauung besteht das Ziel des Bebauungsplanes in der Rege­
lung des baulichen Bestandes bzw. der Regelung der baulichen Nutzungen, insbe­
sondere hinsichtlich der Nebengebäude. Eine weitere Bebauung im Übergang zum 
Großen Wariner See soll reglementiert werden. Das südlich davon gelegene Flur­
stück mit einem Pumpenhaus wurde in den Geltungsbereich einbezogen, um die Be­
lange des Schallschutzes durch die Festsetzung konkreter Maßnahmen zu berück­
sichtigen. 
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1.3 Planungsrecht, Flächennutzungsplanung und Raumordnung 

Die Stadt Warin verfügt über einen seit 1996 wirksamen Flächennutzungsplan, der 
bereits zwei Änderungen erfahren hat. Der aktuelle Flächennutzungsplan weist das 
Plangebiet als Wohnbaufläche aus. Die Ziele zur Entwicklung eines Allgemeinen 
Wohngebietes stimmen also, mit der Ausnahme von Flächenkorrekturen , mit den 
Zielen des Flächennutzungsplanes überein . Für die Entwicklung eines Ferienhaus­
gebietes wird die Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich . Das Aufstel­
lungsverfahren zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes wird durch die Stadt 
Warin im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. Der Aufstel­
lungsbeschluss wurde in der Sitzung der Stadtvertretung am 23.02.2012 gefasst. Die 
Beteiligung mit dem Vorentwurf wurde parallel zur Beteiligung mit dem Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 19 durchgeführt. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes mit Umweltbericht wurde mit zweistufigen Be­
teiligungsverfahren durchgeführt. Auf Grund der sensiblen Lage des Gebietes kommt 
ein vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB oder ein beschleunigtes Verfahren 
nach § 13a BauGB nicht in Betracht. 

Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.9.2004 (BGBI. 1 S. 2414), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, 
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.1 .1990 (BGBI. 1 S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 lnvestitionser­
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. 1 S. 466) , 
die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. Nr. 3, 
22.1 .1991), 
die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschließlich aller 
rechtsgültigen Änderungen 

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 

Die der Satzung zugrunde liegenden DIN-Vorschriften können im Bauamt des Amtes 
Neukloster-Warin eingesehen werden . 

Als Plangrundlagen wurden der Lage- und Höhenplan erstellt durch Wagner/ Weinke 
Ingenieure, Güstrow mit Stand vom 16.05.2012, die topographische Karte im Maß­
stab 1:10.000 vom Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern so­
wie eigene Erhebungen verwendet. 

Die Stadt Warin ist laut Regionalem Raumentwicklungsprogramm (RREP) West­
mecklenburg vom 31.08.2011 als Grundzentrum eingeordnet. Sie befindet sich im 
Nordosten der Planungsregion Westmecklenburg und wird vom Amt Neukloster­
Warin verwaltet. Warin liegt im Ländlichen Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis, im 
Tourismusentwicklungsraum sowie teilweise im Vorbehaltsgebiet Naturschutz und 
Landschaftspflege. In der Stadt Warin leben 3.477 Einwohner (Stand 31.12.2011 ) . 
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Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Stadtgebietes. Durch die neue bauliche 
Nutzung der Flächen des ehemaligen Matratzenwerkes und der ehemaligen PGH 
Rohrleitungsbau werden zunächst Standortreserven für die Siedlungsentwicklung in 
Anspruch genommen. Somit trägt die Planung zum sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden bei und räumt gleichzeitig der Innenentwicklung Vorrang vor der Außen­
entwicklung ein (vgl. Pkt. 4.1 (2) und (5) RREP WM). Die Planung entspricht somit 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung. 

Die Stadt Warin und die angrenzende Umgebung, somit auch die Flächen des Plan­
gebietes, liegen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Seengebiet Warin 
- Neukloster" sowie innerhalb des Naturparkes „Sternberger Seenland" (MV NP 7). 
Für die Rechtskraft des Bebauungsplanes ist die Herauslösung von Teilen des Plan­
gebietes aus dem LSG erforderlich. Im Rahmen des Aufste llungsverfahrens wurde 
der Antrag auf Herauslösung von Flächen aus dem LSG bei der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg gestellt. Die Herauslö­
sung von Teilflächen aus dem LSG ist Voraussetzung für die Rechtskraft des Be­
bauungsplanes. 

Das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH-Gebiet) „Klaas- und Teppnitzbachtal sowie 
Uferzone Neuklostersee" (DE 2136-302) liegt in einer Entfernung von etwa 550 m 
zum nördlichen Rand des Plangebietes. Auf Grund der Entfernung zwischen dem 
Plangebiet und dem FFH-Gebiet kann jedoch davon ausgegangen werden , dass kei­
ne Beeinträchtigungen der Schutzziele bzw. der schutzwürdigen Bestandteile des 
FFH-Gebietes eintreten werden. 

Die Flächen des Plangebietes liegen innerhalb der Trinkwasserschutzzone III der 
Grundwasserfassung Warin. Die damit verbundenen Verbote und Nutzungsbe­
schränkungen zum Trinkwasserschutz gemäß der Richtlinie für Trinkwasserschutz­
gebiete (DVGW Regelwerk Arbeitsblatt W 101) sind ebenso wie die Schutzzonen­
verordnung (Kreistagsbeschluss Sternberg Nr. 64-14/76 und 53-11 /81 ) zu beachten. 

Entlang des Wariner Sees verläuft gemäß § 29 Naturschutzausführungsgesetz 
(NatSchAG M-V) ein 50 m breiter Gewässerschutzstreifen . Laut diesem Gesetz dür­
fen an Gewässern erster Ordnung sowie Seen und Teichen mit einer Größe von ei­
nem Hektar und mehr bauliche Anlagen in einem Abstand von bis zu 50 Metern land­
und gewässerwärts von der Mittelwasserlinie an gerechnet nicht errichtet oder we­
sentlich geändert werden . 
Das Plangebiet liegt überwiegend außerhalb dieses Gewässerschutzstreifens. Nur 
ein kleiner westlicher Teil des WA-Gebietes WA 4, in dem Nebenanlagen vorhanden 
sind, befindet sich innerhalb dieses Schutzstreifens. Eine Nebenanlage wird weiter­
hin gemäß Bestand berücksichtigt. Eine andere, die innerhalb des Schilfbereiches 
steht, soll abgebrochen und innerhalb des Grundstückes neu errichtet werden. Die 
Ausnahmegenehmigung von Bauverboten innerhalb des Gewässerschutzstreifens ist 
Voraussetzung für die Rechtskraft des Bebauungsplanes. Der entsprechende Aus­
nahmeantrag wird durch die Stadt Warin im Aufstellungsverfahren gestellt. 

Die weitere Auseinandersetzung mit den Umweltbelangen erfolgt im Umweltbericht, 
Teil 2 dieser Begründung. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der Sicherung der städtebaulichen Ord­
nung unter Beachtung der Belange des Immissionsschutzes, des Naturschutzes so­
wie des Orts- und Landschaftsbildes. 
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2. Planungskonzept 

2.1 Ausgangssituation 

Die Kleinstadt Warin wurde bereits 1178 erstmals urkundlich erwähnt und hat heute 
etwa 3.500 Einwohner. Das Plangebiet befindet sich nördlich des Wariner Stadtzent­
rums und östlich des Großen Wariner Sees. Es handelt sich dabei um die Flächen 
des ehemaligen Matratzenwerkes und der ehemaligen PGH Rohrleitungsbau sowie 
um ein Grundstück mit vorhandener Wohnbebauung und ein Grundstück mit einem 
Pumpenhaus. 

Weg mit Lindenallee im Westen 
des Plangebietes 

Gebäudebestand des ehemaligen Matratzenwer­
kes im Norden (bereits zurückgebaut) und der 
ehemaligen PGH Rohrleitungsbau im Südosten 

Die im Süden des Plangebietes vorhandene Straße „Am Strand" ist entsprechend 
den Anforderungen an ein Wohngebiet zum Teil neu ausgebaut worden. Für den öst­
lich des Plangebietes vorhandenen, unbefestigten Weg, ebenfalls mit dem Namen 
„Am Strand", ist ein Ausbau erforderlich. Parallel zu diesem Weg verläuft die ehema­
lige Bahntrasse zwischen Warin und Neukloster. Im Westen des Plangebietes liegt 
der Große Wariner See. Der Weg entlang des Großen Wariner Sees, der in das 
Stadtzentrum führt, wird im Bereich des Plangebietes durch eine bemerkenswerte 
Allee aus großen Linden geprägt. Zur Erschließung der westlich davon gelegenen 
Grundstücke mit einer Wohnbebauung bzw. mit dem Pumpenhaus dient der vorhan­
dene Weg im Norden des Plangebietes. Über diesen Weg ist außerdem ein Grund­
stück nördlich des Plangebietes fußläufig zu erreichen. 

Der Gebäudebestand des ehemaligen Matratzenwerkes im Norden wurde bereits 
1996 zurückgebaut. Im südlichen Plangebiet im Bereich der ehemaligen PGH Rohr­
leitungsbau sind die vorhandenen , leerstehenden Gebäude teilweise stark verfallen. 
Zwischen den beiden Bereichen ist eine Aufschüttung mit Gehölzbestand vorhanden. 
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Weg im Osten des Plangebietes entlang 
der ehemaligen Bahntrasse 

Gebäudebestand im Bereich der ehemaligen 
PGH Rohrleitungsbau 

Innerhalb des Grundstückes im Nordwesten des Plangebietes ist ein Wohngebäude 
vorhanden. Auf dem Grundstück befinden sich außerdem ein Carport, ein Unterstand 
und ein Hundezwinger. Im Schilfbereich ist ein weiterer Schuppen vorhanden. 

Vorhandenes Pumpenhaus 

Südlich dieses Grundstückes steht ein Pumpenhaus im privaten Eigentum eines Wa­
riner Gartenbaubetriebes. Zur Bewässerung der Flächen des nordöstlich des Plan­
gebietes gelegenen Gartenbaubetriebes wird Wasser aus dem Großen Wariner See 
genutzt. 

Die südöstlich des Plangebietes vorhandene Wohnbebauung ist durch unterschiedli­
che Einfamilienhaustypen und eine Vielzahl von Nebengebäuden geprägt. Einge­
schossige, traufständig ausgerichtete Gebäude mit Satteldach bestimmen die städ­
tebauliche Struktur südlich der Straße „Am Strand", nur ein Wohngebäude ist giebel­
ständig angeordnet. 

2.2 Städtebauliches Konzept 

Das städtebauliche Ziel innerhalb des Plangebietes ist die Entwicklung eines Wohn­
sowie eines Ferienhausgebietes in der attraktiven Lage am Großen Wariner See. 
Dabei sind etwa zwei Drittel der Flächen als Wohngebiet und ein Drittel als Ferien­
hausgebiet vorgesehen . Das Wohngebiet soll im südlichen Bereich des Plangebietes 
entstehen. Getrennt durch eine großzügige Grünfläche ist das Ferienhausgebiet auf 
den nördlichen Flächen geplant. Wege für Fußgänger und Radfahrer verbinden die 
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Grünfläche mit den Wohn- bzw. Ferienhausgebieten sowie mit dem Weg in der Lin­
denallee am Großen Wariner See. 

Die Grundstücke mit der vorhandenen Wohnbebauung sowie dem Pumpenhaus 
werden hauptsächlich gemäß vorhandenem Bestand zur planungsrechtlichen Siche­
rung berücksichtigt. Darüber hinaus werden Regelungen zur baulichen Nutzung im 
Uferschutzstreifen am Großen Wariner See sowie zu Belangen des Schallschutzes 
getroffen. Zur Erschließung dieser Grundstücke im Nordwesten des Plangebietes 
bleibt der vorhandene Weg im Norden erhalten. 

Die verkehrliche Erschließung von Wohn- und Ferienhausgebiet erfolgt separat, um 
so eventuelle gegenseitige Beeinträchtigungen, z.B. durch An- und Abreiseverkehr, 
zu vermeiden . 

In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet liegt die Badeanstalt von Warin mit einem 
Spielplatz. Außerdem befindet sich der Wanderweg am See aus Richtung Warin in 
unmittelbarer Nähe zu den Baugebieten. Innerhalb des Plangebietes ist daher eine 
Errichtung von weiteren öffentlichen lnfrastruktur~inrichtungen nicht erforderlich. 

Allgemeine Wohngebiete 

Die Gebäude im Bereich der ehe­
maligen PGH Rohrleitungsbau 
werden mit Realisierung der Pla­
nung zurückgebaut. 

Die Flächen innerhalb des Bebau­
ungsplanes Nr. 19 werden entspre­
chend den städtebaulichen Zielstel ­
lungen im südlichen Teil sowie im 
Nordwesten als Allgemeines 
Wohngebiet (WA-Gebiet) gemäß 
§ 4 BauNVO und im nördlichen Teil 
als Sondergebiet, das der Erholung 
dient - Ferienhausgebiet (SO-FH­
Gebiet) gemäß § 10 BauNVO fest­
gesetzt. Innerhalb des Plangebie­
tes könnten etwa 32 Wohnbau- und 
etwa 20 Ferienhausgrundstücke 
entstehen. 

Städtebauliches Konzept (2012) 

In den Allgemeinen Wohngebieten (WA-Gebiete nach § 4 BauNVO) sind Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahms­
weise nicht zulässig. (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO wird 
bestimmt, dass die Nutzung von Wohngebäuden als Ferienhaus oder von Wohnun­
gen als Ferienwohnung unzulässig ist. 
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Die störende Wirkung solcher Betriebe und Einrichtungen bzw. des damit verbunde­
nen Verkehrs wird als nicht vereinbar mit der vorgesehenen Nutzung eines Allgemei­
nen Wohngebietes beurteilt. Eine Mischung von Beherbergungsbetrieben und Dau­
erwohnen soll ebenfalls vermieden werden . Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO wird daher 
auch zusätzlich zwecks Klarstellung bestimmt, dass die Nutzung von Gebäuden als 
Ferienhaus oder von Wohnungen als Ferienwohnungen im Süden des Plangebietes 
unzulässig ist. Aktuelle Gerichtsurteile bestätigen das Verbot der Nutzungsdurchmi­
schung von Wohnen und Ferienwohnen in Wohngebieten . 

Innerhalb der WA-Gebiete sollen großzügige Grundstücke für eine Bebauung mit 
Einzel- oder Doppelhäusern mit Mindestgrößen von 650 m2 für Einzelhäuser und 
Mindestgrößen von 450 m2 für eine Doppelhaushälfte, auch zur Betonung der attrak­
tiven Lage, entstehen. Unterstützt wird die lockere Bebauung durch die festgesetzte 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,25 sowie durch die Festsetzung, dass maximal zwei 
Wohnungen je Wohngebäude (maximal zwei Wohneinheiten je Einzelhaus oder ma­
ximal eine Wohneinheit je Doppelhaushälfte) zulässig sind. Eine Überschreitung der 
festgesetzten GRZ ist für Garagen und Nebenanlagen usw. gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO allgemein zulässig. 

In den WA-Gebiete WA 1 bis WA 3 wird die zulässige überbaubare Fläche durch die 
Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Durch die Einhaltung eines Abstandes der 
Baugrenzen von 5,00 m bzw. 3,00 m zu den Erschließungsstraßen werden Vorgar­
tenbereiche geschaffen. Die Vorgartenbereiche wirken positiv auf den Straßenraum 
und lockern das Straßenbild auf. Innerhalb der WA-Gebiete ist die Errichtung von 
Nebengebäuden i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Grund­
stücksflächen zulässig. Durch die andererseits großzügige Festsetzung der umlau­
fenden Baugrenzen besteht für die künftigen Bauherrn ausreichend Spielraum für die 
Errichtung der Haupt- und Nebengebäude innerhalb der künftigen Grundstücke. 
Auf die Festsetzung von Firstrichtungen wird durch die Stadt verzichtet. Es ist die 
Errichtung sowohl von traut- und giebelständig zu den Planstraßen ausgerichteten 
Gebäuden vorstellbar. 

Ziel der Stadt Warin innerhalb dieser Ortsrandlage ist es, neben „klassischen" Einfa­
milienhäusern mit Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach auch Gebäude in zeitge­
nössischer Architektur („Bauhaus-Stil") oder mit Staffelgeschossen mit flach geneig­
ten Dächern zuzulassen. Flache Bungalows sowie zweigeschossige Gebäude mit 
ausgebautem Dach sollen jedoch ausgeschlossen werden. · 
Daher werden zwei zulässige Vollgeschosse sowie eine Firsthöhe von mindestens 
6,50 m und maximal 8,50 m festgesetzt. Darüber hinaus werden Festsetzungen zur 
zulässigen Dachneigung getroffen: bei eingeschossigen Gebäuden sind Dachnei­
gungen zwischen 30° und 45° sowie bei zweigeschossigen Gebäuden bis 20° zuläs­
sig. Durch die Festsetzung der Dachneigungen sowie der minimalen und maximalen 
Firsthöhen werden zu große Höhenunterschiede zwischen den Gebäuden vermie­
den, um damit bei der gewünschten Vielfalt zulässiger Gebäudetypen doch eine ge­
wisse städtebauliche Einheitlichkeit zu erzielen. 

Für das WA-Gebiet - WA 4 sind die planungsrechtliche Regelung des Bestandes 
und die Beschränkung einer weiteren Bebauung im Übergang zum Großen Wariner 
See und zum Landschaftsschutzgebiet Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes. 
Die Baugrenzen für das Hauptgebäude und die Flächen für Nebenanlagen werden 
gemäß Bestand gebäudebezogen festgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass ei­
ne Nebenanlage (Hundezwinger) minimal außerhalb des Baugrundstückes liegt. Die-
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ses wird gemäß Bestand innerhalb der Flächen für Nebenanlagen berücksichtigt. Ein 
im Schilfbereich vorhandenes Nebengebäude (Schuppen) soll aus Gründen des Na­
tur- und Uferschutzes abgerissen und kann innerhalb des Grundstückes neu errichtet 
werden. Hierfür wird eine Fläche für Nebenanlagen berücksichtigt. Die Festsetzung 
der zulässigen maximalen Trauf- und Firsthöhen erfolgt entsprechend dem vorhan­
denen Wohngebäude mit 4,20 m und 8,50 m. 

Sondergebiete „Ferienhausgebiete" 

In den Sondergebieten „Ferienhausgebiete" (SO-FH-Gebiete nach § 10 BauNVO) 
sind Ferienhäuser zulässig, die aufgrund ihrer Lage, Größe, Ausstattung, Erschlie­
ßung und Versorgung für den Erholungsaufenthalt geeignet und dazu bestimmt sind, 
überwiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur Erholung zu die­
nen. Dauerwohnungen sind unzulässig. 

Das Ferienhausgebiet ist mit Grundstücken in einer Mindestgröße von 350 m2 für 
Einzelhäuser und in einer Mindestgröße von 250 m2 für Doppelhaushälten vorgese­
hen. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,25 festgesetzt. In den Einzelhäusern ist 
ebenso wie in einer Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zulässig. Eine 
Überschreitung der festgesetzten GRZ ist für Stellplätze und Zufahrten gemäß § 19 
Abs. 4 BauNVO allgemein zulässig. 

In den SO-FH-Gebieten SO-FH 1 und SO-FH 2 wird die zulässige überbaubare Flä­
che durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Durch die Einhaltung eines 
Abstandes der Baugrenzen von 5,00 m bzw. 3,00 m zur Erschließungsstraße werden 
ebenfalls Vorgartenbereiche geschaffen. Die Vorgartenbereiche wirken positiv auf 
den Straßenraum und lockern das Straßenbild auf. Durch die Festsetzung der Bau­
grenzen besteht für die künftigen Bauherrn Spielraum für die Errichtung der Haupt­
gebäude innerhalb der künftigen Grundstücke. Um eine zu hohe bauliche Dichte im 
Gebiet auszuschließen, ist innerhalb der SO-FH-Gebiete die Errichtung von Garagen 
und Carports unzulässig. Die Errichtung von Nebengebäuden i.S.d. § 14 Abs. 1 
BauNVO, ist nur bis zu einer maximalen Grundfläche von 10 m2 je Grundstück zuläs­
sig. 
Auf die Festsetzung von Firstrichtungen wird durch die Stadt verzichtet. Es ist die 
Errichtung sowohl von traut- und giebelständig zur Planstraße ausgerichteten Ge-

. bäuden vorstellbar. 

Der Charakter des Gebietes soll durch eingeschossige Gebäude mit Sattel- oder 
Krüppelwalmdach bestimmt werden. Die zulässigen Firsthöhen werden mit mindes­
tens 6,00 m und maximal 7,00 m bei zulässigen Dachneigungen zwischen 38° und 
48° festgesetzt. Dadurch wird eine im Vergleich zum Wohngebiet eher einheitliche 
Gebäudekubatur angestrebt, um eine behagliche und überschaubare Atmosphäre für 
die Feriengäste zu schaffen. 

Allgemeine Wohngebiete und Sondergebiete „Ferienhausgebiete" 

Des Weiteren wird zur Regulierung der möglichen Höhenentwicklung festgesetzt, 
dass die vorhandenen Geländehöhen auf den privaten Baugrundstücken nur um ma­
ximal +/- 0,50 m, bezogen auf den Bezugspunkt, verändert werden dürfen. Erdwälle 
höher als 0,50 m über den Bezugspunkt sind unzulässig. 
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Um die vorhandene Allee im Westen des Plangebietes ausreichend zu schützen, ist 
innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Wurzelschutzbereiche die Errich­
tung von Nebenanlagen sowie jegliche Geländeveränderung (Auffüllungen oder Ab­
grabungen) unzulässig. Bei der Errichtung von Einfriedungen ist nur die Herstellung 
von Punktfundamenten zulässig. 
Die Wurzelschutzbereiche sind innerhalb der Gebiete WA 2 mit 5,50 m, im SO-FH 1 
mit 5,00 sowie im WA 4 und im Bereich des Pumpenhauses mit 10,0 m bzw. mit ei­
nem Abstand von 1,0 m zu vorhandenen Gebäuden festgesetzt. Um einen Mindest­
arbeitsraum zu ermöglichen, werden auch die Baugrenzen für die künftige Bebauung 
in den Gebieten WA 2 und SO-FH 1 in einem Abstand von 1 m zum festgesetzten 
Wurzelschutzbereich angeordnet. 
Der Wurzelschutzbereich der Alleebäume ist auch innerhalb der festgesetzten Grün­
fläche entlang der Allee bei allen Arbeiten zu beachten. 

Die Sockelhöhe (Oberkante Rohfußboden) innerhalb der WA-Gebiete - WA 1 bis 
WA 3 und innerhalb _der SO-FH-Gebiete - SO-FH 1 und SO-FH 2 darf maximal 
0,50 m über dem Bezugspunkt betragen. 

Die Traufhöhe ist gleich der Schnittpunkt der Außenkante der Außenwände mit dem 
äußeren Punkt des Daches, also der Dachaußenhaut. Die Firsthöhe ist gleich die 
Höhenlage der oberen Dachbegrenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der 
beiden Dachschenkel. Bei Flachdächern ist die Firsthöhe gleich der Höhe der Ober­
kante des Gebäudes. Die Sockelhöhe ist das Maß zwischen Oberkante Gelände und 
Oberkante Rohfußboden des Erdgeschosses. Für die festgesetzten Trauf- und First­
höhen sowie die festgesetzte Sockelhöhe gilt als Bezugspunkt die Oberkante der 
jeweiligen zur Haupterschließung dienenden, fertiggestellten Planstraße. 
Innerhalb der WA-Gebiete WA 2 und WA 3 sind Aufschüttungen vorhanden. Diese 
werden im Rahmen der Erschließung des Gebietes abgetragen und die ursprünglich 
vorhandenen Geländehöhen werden wieder hergestellt. Die künftigen Gebäude wer­
den in das natürliche Gelände eingebunden. 

Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung werden für die WA-Gebiete WA 1 bis 
WA 3 sowie für die SO-FH-Gebiete SO-FH 1 und SO-FH 2 ausgeschlossen. Dies 
zielt auf Tauben-, Hühner- und sonstige Geflügelzucht, Bienenhaltung, Pferde- und 
Schafhaltung usw. sowie die Haltung von sonstigen Haustieren nach Art oder Anzahl 
ab, die über das in Wohngebieten übliche Maß hinausgeht. Sie ist aufgrund des 
Störpotenzials und des geplanten Charakters des Plangebietes nicht mit den Zielen 
des Bebauungsplanes vereinbar. Nicht betroffen davon ist z.B. die Haltung von Hun­
den, Katzen und sonstigen Kleintieren, die typischerweise einer im Rahmen der 
Wohnnutzung liegenden Freizeitbetätigung dient. Dabei ist jedoch die Errichtung von 
Hundezwingern nicht gestattet, da auch von dieser Art der Tierhaltung in städtischen 
Wohngebieten unvereinbare Belästigungen ausgehen können. 

Zur Berücksichtigung der Belange an die Verkehrssicherheit sind innerhalb der von 
der Bebauung freizuhaltenden Sichtdreiecke, Nebenanlagen und Einrichtungen im 
Sinne des § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie private Stell- und öffentliche Parkplätze 
unzulässig. Grundstückseinfriedungen und Strauchwerk dürfen straßenseitig eine 
Höhe von 0,80 m über Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. Davon ausgenom­
men sind vorhandener Baumbestand sowie Neuanpflanzungen mit einer Kronenan­
satzhöhe von über 2,00 m. 
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Aufgrund der Lage innerhalb der Trinkwasserschutzzone III der Grundwasserfassung 
Warin sind innerhalb des Plangebietes sämtliche Bohrungen für Brauchwassernut­
zungen und Erdwärmeanlagen unzulässig. Ebenso ist die Verwendung von Tausal­
zen im Winterdienst ist unzulässig. Es sind vorrangig abstumpfende Materialien wie 
Sand und Splitt einzusetzen. Bei einer unterirdischen Heizöllagerung ist alle 2,5 Jah­
re eine Prüfung durchzuführen. 

2.3 Örtliche Bauvorschriften 

Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften soll die städtebaulichen Zielstellungen 
unterstützen, ohne jedoch die Gestaltungsmöglichkeiten für die künftigen Bauherrn 
zu sehr einzuschränken. 
Die Dachlandschaft der Gebäude im Umfeld des Plangebietes ist durch rote, rot­
braune, braune und anthrazitfarbene Dacheindeckungen gekennzeichnet. Damit sich 
die künftige Bebauung in diese einfügt, wird für die WA-Gebiete das unten genannte 
Farbspektrum festgesetzt. Innerhalb des SO-FH-Gebietes sollen nur rotfarbene Dä­
cher und Reetdächer zulässig sein, um einen geschlossenen Gebietscharakter zu 
erhalten. Auf die Verwendung von glasierten sowie mehrfach engobierten Dachein­
deckungen soll verzichtet werden, um mögliche Blendwirkungen zu vermeiden. 

Für Dacheindeckungen der Hauptgebäude in den WA-Gebieten sind nur unglasierte 
sowie einfach engobierte rote, rotbraune, braune oder anthrazitfarbene Tonziegel 
oder Betonpfannen sowie Dacheindeckungen mit Reet zulässig. Bei zweigeschossi­
gen Gebäuden sind auch Dächer aus grauem, vorbewittertem Zinkblech zulässig. 
Dächer unter 5° Dachneigung dürfen auch mit grauen oder schwarzen Dachbahnen 
eingedeckt werden. Zulässig ist außerdem die Ausbildung als begrüntes Dach oder 
die Ausbildung als Standort für Photovoltaikanlagen oder Anlagen der Solarthermie. 
Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind auf den Flachdächern 
unzulässig. 
In den festgesetzten WA-Gebieten beträgt die zulässige Dachneigung bei einge­
schossiger Bauweise 30° bis 45°. Bei zweigeschossiger Bauweise beträgt die zuläs­
sige Dachneigung 0° bis 20°. Bei eingeschossiger Bauweise sind die Dächer als Sat­
tel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer auszubilden. Dabei werden Zeltdächer als Son­
derform des Walmdaches nicht ausgeschlossen. 

Für Dacheindeckungen der Hauptgebäude in den SO-FH-Gebieten sind nur ungla­
sierte sowie einfach engobierte rote bis rotbraune Tonziegel oder Betonpfannen so­
wie Dacheindeckungen mit Reet zulässig. In den festgesetzten SO-FH-Gebieten sind 
Dachneigungen zwischen 38° bis 48° zulässig. Die Dächer sind als Sattel- oder 
Krüppelwalmdächer auszubilden. 

Bei der Errichtung von Gebäuden mit weichen Bedachungen (z.B. Reetdächer), sind 
insbesondere die Abstände dieser Gebäude zu anderen Gebäuden und Grund­
stücksgrenzen gemäß§ 32 LBauO M-V zu beachten. 

Der Dachüberstand darf maximal 80 cm betragen. Aus Sicht der Stadt Warin können 
innerhalb des Plangebietes auch moderne Gebäudetypen errichtet werden. Somit 
sind z.B. auch Gebäude ohne Dachüberstand zulässig . 
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Es wird darauf hingewiesen, dass abweichend vom § 6 Abs. 6 Nr. 1 LBauO in Ver­
bindung mit der Handlungsempfehlung und aktueller Rechtsprechung bei Dachüber­
ständen größer als 50 cm die Bemessung der Abstandsfläche ab Kante des Dach­
überstandes vorzunehmen ist. 

Fassaden innerhalb der SO-FH-Gebiete sind als verputzte Flächen, mit Sichtmauer­
werk oder als Holzfassade auszuführen. Putzfassaden sind nur als Glattputz und wie 
Holzfassaden nur in weiß, beige, gelb, braun oder rot zulässig. Klinkerfassaden sind 
nur in naturrotem oder rotbraunem Klinker zulässig. 

Eine Festsetzung von RAL-Farben für Dacheindeckungen oder Fassadenfarben ist 
aus Sicht der Stadt nicht erforderlich. Die künftigen Bauherren sollen bei der Wahl 
der Farben einen Spielraum innerhalb des o.g. Farbspektrums haben. 

Innerhalb des gesamten Plangebietes sind Blockbohlenhäuser, eine Verschindelung 
von Fassadenteilen und sichtbare Rollladenkästen unzulässig. 

Die Verwendung von reflektierenden Dach- oder Fassadenmaterialien ist mit Aus­
nahme von Glasflächen und von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie unzuläs­
sig. Die Verwendung von Dach- oder Fassadenmaterialien, die andere Baustoffe vor­
täuschen, ist unzulässig. So soll z.B. ausgeschlossen werden, dass Kunststoffver­
kleidungen für Fassaden verwendet werden, die Klinker imitieren. 

Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Ölbehälter ist nicht zulässig. 
Oberirdische Öl- oder Gastanks werden ausgeschlossen, da diese in keiner Weise 
dem Gebietscharakter entsprechend würden. 

Stellplätze von Müllbehältern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, 
begrünten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen. 
Die Müllbehälter sollen sich in das Ortsbild einfügen und daher begrünt werden. 

Einfriedungen zur Straßenseite (bei Eckgrundstücken zu den Straßenseiten) sowie 
an Fuß- und Radwegen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten oder 
Holzzaun zulässig. Drahtzäune sind nur in Verbindung mit Hecken zulässig. Die zu­
lässige Höhe der Einfriedungen zur Straßenseite beträgt 1,25 m. Lebensbaum- und 
Scheinzypressengewächse (z.B. Thuja) sind als straßenseitige Einfriedungen unzu-
lässig. · 

Die Vorgärten sind gärtnerisch mit Rasen- und Pflanzflächen zu gestalten und dürfen 
nicht als Stellplätze für Kraftfahrzeuge oder Müllbehälter bzw. als Lagerflächen ge­
nutzt werden. Der Vorgarten ist der Bereich zwischen öffentlicher Straße und stra­
ßenseitiger Hauptgebäudeflucht. Sonstige nicht bebaute Grundstücksflächen sind als 
Gärten, z.B. mit Rasen- oder Wiesenflächen sowie Pflanzflächen, anzulegen und 
dauerhaft zu pflegen. Innerhalb der WA-Gebiete WA 1 bis WA 3 ist aus gestalteri­
schen Gründen zwischen Garagen, Carports und Stellplätzen für Kraftfahrzeuge oder 
Müllbehälter und allen Grundstücksgrenzen eine gärtnerisch angelegte Fläche von 
mindestens 1,00 m Breite herzustellen. 

Zum Schutz des Landschaftsbildes mit Wirkung auf das Landschaftsschutzgebiet 
wird festgesetzt, dass für das WA-Gebiet WA 4 und die Grundstücksflächen des 
Pumpenhauses (festgesetzte Flächen für Versorgungsanlagen) die Verwendung von 
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Nadelgehölzen (mit Ausnahme von Eiben) zur Herstellung einer Hecke unzulässig 
ist. Ebenso sind einzelne Nadelgehölze mit einer Höhe von über 8 m sind unzulässig. 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung bis zu einer Größe von 0,75 m2 im 
Bereich des Erdgeschosses zulässig. Werbeanlagen mit Leuchtfarben, wechselndem 
oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. Die Aufstellung von Warenautomaten 
ist unzulässig. 

Die Stadt Warin weist darauf hin, dass wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die 
Festsetzungen 10.1 bis 10.14 dieser nach § 86 Abs. 1 und 2 Landesbauordnung M-V 
(LBauO M-V) erlassenen Satzung über die örtlichen Bauvorschriften verstößt, han­
delt ordnungswidrig im Sinne von § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit Buß­
geld gemäß§ 84 Abs. 3 LBauO M-V belegt werden. 

2.4 Verkehrserschließung 

Die äußere Verkehrserschließung des Plangebietes ist durch die Straße „Am 
Strand", die im Süden und Osten des Plangebietes liegt, gesichert. 

Die Straße „Am Strand" im Süden ist bereits teilweise gemäß den Anforderungen für 
die Erschließung von Wohngebieten ausgebaut. Dieser Straßenabschnitt führt zur 
Badeanstalt am Großen Wariner See. Der Ausbau des Weges endet westlich des 
Plangebietes und mündet in einen unbefestigten Platz, der Fläche zum Wenden so­
wie zum Parken von Kraftfahrzeugen bietet. Neben der Fahrbahn von 4,00 m Breite 
sind ein einseitiger überfahrbarer Gehweg mit 1,50 m sowie teilweise Bankettberei­
che vorhanden. Im Bereich eines vorhandenen Gebäudes auf dem ehemaligen Ge­
lände der PGH Rohrleitungsbau ist die Fahrbahn aufgrund des Bestandgebäudes 
nur mit 3,00 m ausgebaut. Daher wird eine zusätzliche Fläche als Verkehrsfläche 
einbezogen, um den Straßenabschnitt im Bereich des derzeit noch vorhandenen 
Gebäudes, auf eine Gesamtbreite von 5,50 m auszubauen. 
Die Grundstücke im Süden des Plangebietes werden direkt über die vorhandene 
Straße „Am Strand" verkehrlich erschlossen. 

Die auf der Planzeichnung und im Folgenden empfohlenen Straßenprofile wurden 
mit dem beauftragten Erschließungsplaner abgestimmt. Sie sind als Empfehlung zu 
betrachten. Im Rahmen der Erschließungsplanung erfolgt die Detaillierung. Die An­
forderungen der Richtlinie zur Anlage von Stadtstraßen, RASt 06 sind insbesondere 
im Rahmen der Erschließungsplanung zu beachten. Die Ausführungsunterlagen 
werden im Zuge der Erschließungsplanung gemäß § 10 StrWG-MV der Straßenauf­
sichtsbehörde zur Erteilung der Fachgenehmigung vorgelegt. 

Der vorhandene Weg „Am Strand" - Planstraße A im Osten des Plangebietes wird im 
Zuge der Erschließung des Plangebietes ausgebaut. Es ist eine Straßenverkehrsflä­
che in einer Gesamtbreite von 10,00 m festgesetzt. Neben der Fahrbahn für Kraft­
fahrzeuge und Radfahrer in einer Breite von 5,50 m verlaufen ein Grünstreifen von 
1,70 m sowie ein Gehweg von 1,80 m. Bankettbereiche von jeweils 0,50 m sichern 
Seitenstreifen neben der Fahrbahn und dem Gehweg. Von dieser neuen Straße „Am 
Strand" führen jeweils die Erschließungsstraßen in das Wohn- bzw. Ferienhausge­
biet. 
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Die Planstraßen „B" sichern die innere verkehrliche Erschließung der WA-Gebiete -
WA 1 bis WA 3. Die Planstraße „B" bindet direkt an die Straße „Am Strand" - Plan­
straße „A" an. Für diesen Straßenabschnitt ist ein Ausbau in 8,00 m Breite beabsich­
tigt. Die Planstraße „B" gabelt sich im weiteren Verlauf und führt in Richtung Westen 
sowie nach Süden. Die Planstraße „B" soll als Verkehrsberuhigter Bereich als Misch­
verkehrsfläche ausgebaut werden. Dabei sind eine Fläche von 5,00 m Breite für 
Kraftfahrzeuge, Radfahrer und Fußgänger, ein einseitiger Park-/ Grünstreifen von 
2,00 m sowie Bankettbereiche von jeweils 0,50 m geplant. Die Abschnitte der Plan­
straße „B" münden jeweils in Wendeanlagen mit 22 m Durchmesser. Mit dieser 
Wendemöglichkeit ist das Wenden auch für Müllfahrzeuge gesichert. 

Die Grundstücke innerhalb der WA-Gebiete - WA 1 bis WA 3 können direkt von der 
vorhandenen bzw. der neu auszubauenden Straße „Am Strand" - Planstraße „A" 
sowie über die Planstraße „B" verkehrlich erschlossen werden. Nur für zwei Grund­
stücke im südlichen Bereich des Plangebietes wird die Herstellung eines Stichweges 
in 4,00 m Breite mit Festsetzung als Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu­
gunsten der Anlieger und Ver- und Entsorger für die Erschließung erforderlich. 

Die Planstraße „C" bindet direkt an die neu auszubauende Straße „Am Strand" -
Planstraße „A" an und sichert damit die innere verkehrliche Erschließung des Ferien­
hausgebietes. Der Ausbau ist entsprechend dem Ausbau der Planstraßen „B" beab­
sichtigt. Die Planstraße „C" mündet ebenfalls in eine Wendeanlage mit 22 m Durch­
messer. Mit dieser Wendemöglichkeit ist die geordnete Ein- und Ausfahrt, auch für 
Müllfahrzeuge gesichert. 
Für die verkehrliche Erschließung von südlich gelegenen Grundstücken in der zwei­
ten Reihe werden Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anlie­
ger sowie der Ver- und Entsorger in einer Breite von 4,00 m mit Anbindung an die 
Planstraße „C" festgesetzt. 
Die geplanten Ferienhausgrundstücke können somit direkt über die Planstraße „C" 
bzw. über die festgesetzten Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten verkehrlich 
erschlossen werden. 

Innerhalb der künftigen Bankettbereiche stehen ausreichend Flächen für die Errich­
tung von Masten der Straßenbeleuchtung, Schaltschränken usw. zur Verfügung. Im 
Rahmen der Erschließungsplanung ist jedoch darauf zu achten, dass innerhalb der 
Randbereiche der Wendeanlagen keine „Hindernisse", wie z.B. Masten der Straßen­
beleuchtung, Schaltschränken, errichtet werden, so dass ·die Überhangbereiche zum 
Wenden der Müllfahrzeuge beachtet werden. 

Im Rahmen der Erschließung des Plangebietes und bei der künftigen Grundstücks­
teilung sind auch Abweichungen hinsichtlich der Lage der Flächen mit Geh-, Fahr­
und Leitungsrechten möglich. Dabei ist jedoch das städtebauliche Konzept zu be­
rücksichtigen. 

Die verkehrliche Erschließung des WA-Gebietes - WA 4 und des Pumpenhauses 
erfolgt über den bereits vorhandenen Weg im Norden des Plangebietes. Der Weg 
wird in der Breite von etwa 3,40 m gemäß den aktuellen örtlichen Gegebenheiten 
festgesetzt. Der vorhandene Weg wird als Verkehrsfläche besonderer Zweckbe­
stimmung - Verkehrsberuhigter Bereich - festgesetzt. 

Innerhalb der Grünfläche sichern Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu­
gunsten der Anlieger und der Ver- und Entsorgung die Zuwegung zum Pumpenhaus. 
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Insofern ein Ausbau des Weges geplant wird, sind die Wurzelschutzbereiche der Al­
leebäume in den Baugebieten sowie innerhalb der Grünfläche zu beachten. Lei­
tungs- und Wegebauarbeiten innerhalb Landschaftsschutzgebietes bedürfen der na­
turschutzfachlichen Genehmigung. 
Durch die festgesetzten Fuß- und Radwege besteht die Möglichkeit, attraktive 
Wegeverbindungen innerhalb des Plangebietes herzustellen. Für die Fuß- und Rad­
wege sind Flächen in einer Breite von 2,50 m festgesetzt. Der Ausbau dieser Wege 
soll in wasserdurchlässiger Bauweise erfolgen. Parallel zu den Wegen werden Grün­
flächen festgesetzt, die mit Gehölzen zu bepflanzen sind. 

Die verkehrliche Erschließung des Gebietes auch für Rettungsfahrzeuge bzvv. für die 
Feuerwehr ist durch die Berücksichtigung von Flächen in einer Breite von etwa 
3,50 m gesichert. 
Die Müllbehälter sind am Tag der Entsorgung an den vorhandenen Straßen „Am 
Strand" bzw. an den Planstraßen bereitzustellen. 

2.5 Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 19 
beträgt rund 4,7 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen: 

Flächennutzung im B-Plan Nr. 19 Flächengröße in m2 

Allgemeine Wohngebiete 25.085 

WA 1 4.325 
WA2 8.105 
WA3 11.190 
WA4 1.465 

Sondergebiete - Ferienhausgebiete 8.385 

so 1 4.985 
S02 3.400 

Verkehrsflächen, öffentlich 8.380 

Geh- und Radwege 300 
"Am Strand" - Planstraße A 2.990 
"Am Strand" im Süden 1.020 
Planstraße B 2.405 
Planstraße C 1.205 
"Am Strand" im Norden 460 

Grünflächen, öffentlich 4.810 

Parkanlage 2.585 
Parkerweiterung 1.745 
Wegebegleitgrün 480 

Flächen für Versorgung 450 

Elektrizität, öffentlich 35 
Wasser, privat 415 

Summe Geltungsbereich 47.110 
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3. Ver- und Entsorgung 

3.1 Allgemeine Anforderungen der Ver- und Entsorgungsträger 

Sämtliche Anlagen zur Ver- und Entsorgung der künftigen Baugrundstücke innerhalb 
der WA-Gebiete - WA 1 bis WA 3 sowie der SO-FH-Gebiete - SO-FH 1 und SO­
FH 2 sind neu herzustellen. 

Die Ver- und Entsorgung des WA-Gebietes - WA 4 ist entsprechend derzeitigem Be­
stand geregelt. 

Der vorhandene Leitungsbestand der Ver- und Entsorgungsträger, der aufgrund der 
Stellungnahmen zum Vorentwurf mitgeteilt wurde, ist nachrichtlich in der Planzeich­
nung dargestellt. Die genaue Lage der Leitungen ist im Zuge der Erschließungspla­
nung bzw. Bauausführung zu bestimmen. Erforderliche Umverlegungen von vorhan­
denen Anlagen innerhalb der künftigen Baugrundstücke sind im Rahmen der Er­
schließungsplanung mit den Ver- und Entsorgern abzustimmen. 

3.2 Trink- und Löschwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung der Stadt Warin erfolgt durch den Wasserversorgungs­
und Abwasserzweckverband Güstrow-Bützow-Sternberg (WAZ). Die erforderlichen 
vertraglichen Regelungen im Plangebiet sind im Rahmen der Erschließungsplanung 
mit dem WAZ zu treffen. 

Parallel zum Weg „Am Strand" im Osten sowie im Süden des Plangebietes sind Ver­
sorgungsleitungen vorhanden. Im Osten handelt es sich dabei um eine Leitung 
DN 200 AZ sowie im Süden um eine Leitung DN 80. Die Lage der Leitungen ist 
nachrichtlich entsprechend den Unterlagen des WAZ in der Planzeichnung darge­
stellt. Die Trinkwasserleitung DN 80 quert Flächen im Süden des WA-Gebietes WA 3 
und die Leitung DN 200 liegt innerhalb der Bauflächen. Ziel für diese Leitung sollte 
eine Umverlegung sein, um eine uneingeschränkte Nutzung der künftigen Grundstü­
cke zu ermöglichen. Die Leitungen sind daher als künftig entfallend dargestellt. 
Hinweisschilder auf einen Wasserschieber einer Leitung DN 80 AZ sowie auf einen 
Unterflurhydranten mit einer Leitung DN 200 AZ befinden sich in unmittelbarer Nähe 
zum vorhandenen Trafogebäude im Osten des Plangebietes. 

Der WAZ hat in seiner Stellungnahme zum Vorentwurf mitgeteilt, dass die Versor­
gung mit Trinkwasser über die vorhandene Trinkwasserleitung DN 200 AZ abgesi­
chert werden kann. 

Über die vorhandene Trinkwasserleitung DN 200 AZ kann Löschwasser in einer Hö­
he von 48 m3 pro Stunde über einen Zeitraum von zwei Stunden bereitgestellt wer­
den. Dies hat der WAZ in seiner Stellungnahme zum Vorentwurf mitgeteilt. Damit ist 
die Löschwasserversorgung für das Plangebiet sichergestellt. 
Eine Entnahme von Wasser zu Löschwasserzwecken aus dem Großen Wariner See 
ist nicht mehr vorgesehen. 

Innerhalb des Plangebietes ist die Errichtung von Gebäuden mit Reetdächern zuläs­
sig. Die Stadt rechnet erfahrungsgemäß allerdings nicht mit einer größeren Anzahl 
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von Reetdächern. Bei Bedarf werden entsprechende Abstimmungen bezüglich des 
dadurch erhöhten Löschwasserbedarfes geführt. 

3.3 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 

Die Ableitung des anfallenden Schmutzwassers in der Stadt Warin erfolgt ebenfalls 
durch den Wasserversorgungs- und Abwasserzweckverband Güstrow-Bützow­
Sternberg (WAZ). Die erforderlichen vertraglichen Regelungen zur Sicherung der 
Ableitung des anfallenden Schmutzwassers aus dem Plangebiet sind im Rahmen der 
Erschließungsplanung mit dem WAZ zu treffen. 

Parallel zum Weg „Am Strand" im Osten sowie im Süden des Plangebietes sind Ent­
sorgungsleitungen vorhanden. Im Osten handelt es sich dabei um eine Schmutzwas­
serdruckrohrleitung DN 50 sowie im Süden um eine Leitung DN 250 Stz. Die Leitun­
gen liegen innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen. Auf die Darstellung der Lei­
tungen wird daher verzichtet. 
Das innerhalb des Plangebietes anfallende Schmutzwasser ist entsprechend der 
Stellungnahme des WAZ dem Schmutzwassersammler DN 200 Stz in der Straße 
„Am Strand" zuzuleiten. Inwiefern die Errichtung eines Abwasserpumpwerkes erfor­
derlich wird, ist im Rahmen der Erschließungsplanung zu bestimmen. 

Aufgrund der Kenntnisse über das Plangebiet geht die Stadt Warin davon aus, dass 
das anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken aufgrund der sandigen 
Böden zur Versickerung gebracht werden kann. 
Durch die S. 1 .G. - DR. - ING. STEFFEN GmbH, Bentwisch, wurde ein „Bericht über 
die Baugrund- und Altlastenuntersuchungen zum B-Plan Nr. 19 „Wohnen am Großen 
Wariner See" (Stand: Januar 2013) erarbeitet. Aufgrund der geologischen Unter­
grunduntersuchungen können auch Aussagen hinsichtlich der Versickerungsfähigkeit 
des Bodens für das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet getroffen werden. 

Auszüge aus o.g. Bericht: 
„4.1 Geologische Untergrundverhältnisse 
Die erkundeten Horizonte lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 

• 0,00 ... 0,30 m u. GOK: Oberboden (Mittelsand, schluffig) 
• 0, 10 ... 2,00 m u. GOK: hellbrauner Fein- bis Mittelsand (schluffig) 
• 2,00 ... 5,00 m u. GOK: hellbeiger Mittel - bis Feinsand 

Lediglich die Sondierbohrung BS 1/12" im Westen des WA-Gebietes - WA 2 „zeigt 
ein davon abweichendes Schichtenprofil, da ab 0,80 m u. GOK der sog. Wariner Ton 
ansteht, der in keiner anderen Bohrung auftrat. In den 1997 im nahen Umfeld der 
Bohrung BS 1/12 abgeteuften Altbohrungen ... wurden jedoch ab ca. 1,00 m u. GOK 
vergleichbare Sedimente angetroffen. 
Die im Untergrund der ehemaligen Matratzenfabrik in Teufen zwischen 0,10 m u. 
GOK und 2,00 m u. GOK angetroffenen Fein- bis Mittelsande resultieren primär aus 
Profilierungsmaßnahmen nach dem Gebäuderückbau ... 
Zudem weisen die Bohrsondierungen BS 6/12, BS 10/12 und BS 11/12" im Süden 
bzw. im Westen des WA-Gebietes - WA 3 „auf dem Gelände der früheren PGH 
Rohrleitungsbau GmbH Auffüllungen mit Beimengungen von z.B. Bauschutt, Ziegel­
resten und Kohle auf ... 
Ansonsten zeigt der Untergrund ein vergleichsweise homogenes Profil. 
Ein freier Wasserspiegel bildete sich in keinem Bohrloch aus." 
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Daraus kann abgeleitet werden, dass auf den überwiegenden Flächen innerhalb des 
Plangebietes eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers grundsätz­
lich möglich ist. Nur im Westen des Plangebietes in Bereichen, in denen Wariner Ton 
ansteht, ist mit Einschränkungen der Versickerung zu rechnen. Die Versickerung ist 
dort über Rigolensysteme innerhalb der privaten Grundstücke vorzusehen, so dass 
eine gedrosselte Versickerung erfolgen kann. Durch den jeweiligen Bauherrn ist der 
Nachweis der schadlosen Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers zu er­
bringen. 
Das anfallende Niederschlagswasser der öffentlichen Straßen soll in Abstimmung mit 
der Erschließungsplanung über Rigolensysteme abgeleitet und damit ebenfalls vor 
Ort zur Versickerung gebracht werden. 

3.4 Energieversorgung und Telekommunikation 

Die Stromversorgung innerhalb der Stadt Warin ist durch die WEMAG AG gesichert. 
Die erforderlichen vertraglichen Regelungen zur Sicherung der Stromversorgung im 
Plangebiet sind im Rahmen der Erschließungsplanung mit der WEMAG AG zu tref­
fen. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich Versorgungsanlagen der WEMAG AG. 
Diese sind nachrichtlich in der Planzeichnung dargestellt. Im Rahmen der Erschlie­
ßungsplanung werden Leitungsumverlegungen erforderlich. Diese Leitungen sind als 
künftig fortfallend in der Planzeichnung gekennzeichnet. 
Das vorhandene Trafogebäude wird innerhalb von Flächen für Versorgungsanlagen 
- Elektrizität- berücksichtigt. 
Entlang des Weges im Osten des Plangebietes ist eine Straßenbeleuchtung vorhan­
den. 

Parallel zum Weg „Am Strand" im Osten sowie im Süden des Plangebietes sind Ver­
sorgungsleitungen der E.ON Hanse AG vorhanden. Es handelt es sich dabei um 
Gas-Niederdruckleitungen. Die Lage der Leitungen ist nachrichtlich entsprechend 
den Unterlagen der E.ON Hanse AG in der Planzeichnung dargestellt. Teilweise lie­
gen diese innerhalb der Baugebiete. Eine Umverlegung soll daher erfolgen. Daher 
erfolgt die Darstellung als künftig fortfallend. 

Auf die Verwendung fester Brennstoffe zum Betrieb von Heizungen und Warmwas­
seranlagen sollte im Interesse der Reinhaltung der Luft verzichtet werden. 
Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie zu 
empfehlen. Anlagen zur Solarenergienutzung sind gemäß den örtlichen Bauvorschrif­
ten zugelassen. Die Möglichkeit zur Nutzung der Sonnenenergie sollte bei der Expo­
sition der Gebäude und der Dachflächen beachtet werden. 

Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Deutsche Tele­
kom AG und die Kabel Deutschland GmbH sichergestellt. Für den rechtzeitigen Aus­
bau sind Abstimmungsgespräche zu führen. Die erforderlichen vertraglichen Rege­
lungen sind im Rahmen der Erschließungsplanung mit der Deutsche Telekom AG 
und der Kabel Deutschland GmbH zu treffen. 
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Entlang des Weges „Am Strand" verläuft ein Fernmeldekabel als Freileitung. Im Zuge 
der Erschließung des Plangebietes sollte eine mögliche Erdverlegung mit dem Ver­
sorgungsunternehmen abgestimmt und vertraglich geregelt werden. Die vorhandene 
Freileitung ist nachrichtlich auf der Grundlage des verwendeten Lage- und Höhen­
planes in der Planzeichnung dargestellt und als künftig fortfallend gekennzeichnet. 

3.5 Abfallentsorgung und Altlasten 

Die Abfallentsorgung wird durch die Abfallsatzung das Landkreises Nordwestmeck­
lenburg geregelt. Die Abfallbehälter sind am Tag der Entsorgung durch den jeweili­
gen Grundstückseigentümer an der Straße „Am Strand" bzw. an den Planstraßen 
bereitzustellen. Die Abfallbehälter der Grundstücke in zweiter Reihe, die über die 
Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten erreicht werden, sind durch den jewei­
ligen Grundstückseigentümer auf diesen privaten Wegen in unmittelbarer Nähe zur 
Planstraße bereitzustellen. Es werden jeweils nur zwei Grundstücke über diese We­
ge erschlossen. Die Festsetzung eines Müllbehältersammelplatzes ist aus Sicht der 
Stadt daher für die wenigen Müllbehälter nicht erforderlich. Die Wege sind in ausrei­
chender Breite festgesetzt, so dass neben den Müllbehältern, die nur am Tag der 
Entsorgung bereitgestellt werden, ausreichend Platz zum Vorbeifahren von Pkws 
besteht. Die Abfallentsorgung des anfallenden Hausmülls erfolgt durch den Abfall­
wirtschaftsbetrieb des Landkreises. 

Grundsätzlich sind Stellplätze für Abfallbehälter entsprechend den örtlichen Bauvor­
schriften so zu gestalten, dass eine leichte Reinigung möglich ist und eine Ungezie­
ferentwicklung nicht begünstigt wird. 

Die Flächen des Plangebietes wurden ehemals durch das Matratzenwerk sowie die 
PGH Rohrleitungsbau genutzt. Die Flächen des ehemaligen Matratzenwerkes sind 
bereits beräumt, noch teilweise vorhandene Schächte sowie Zäune sind im Zuge der 
Erschließung des Plangebietes fachgerecht zurückzubauen und zu entsorgen. Die 
Gebäude auf den Flächen der ehemaligen PGH Rohrleitungsbau werden im Rahmen 
der Erschließung des Plangebietes abgerissen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Abbrucharbeiten insbesondere von vor 1990 
errichteten Gebäuden mit dem Vorkommen von schadstoffhaltigen Baustoffen zu 
rechnen ist. Arbeiten mit asbest- und/ oder teerölhaltigen Abfällen sind in der Regel 
in Anwesenheit einer sachkundigen Person unter Einhaltung der Gefahrstoffverord­
nung und der Technischen Regeln für Gefahrenstoffe-TAGS 519 und/oder TRGS 
551 durchzuführen. Die Anmeldung hat spätestens 7 Tage vor Arbeitsbeginn bei der 
zuständigen Arbeitsschutzbehörde, dem Landesamt für Gesundheit und Soziales zu 
erfolgen. 

Aufgrund der vorangegangenen Nutzungen innerhalb des Plangebietes wurde im 
Zuge des Aufstellungsverfahrens eine Untersuchung hinsichtlich möglicher Altlasten 
vorgenommen. Durch die S. 1 .G. - DR. - ING. STEFFEN GmbH, Bentwisch, wurde 
ein „Bericht über die Baugrund- und Altlastenuntersuchungen zum B-Plan Nr. 19 
„Wohnen am Großen Wariner See"" (Stand: Januar 2013) erarbeitet. 

Die Ergebnisse hinsichtlich möglicher Altlasten werden nachfolgend dargestellt: 
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Auszüge aus o.g. Bericht: 

„2.4 Ergebnisse früherer Altlastenerkundungen 
Auf dem Gelände der ehemaligen Matratzenfabrik Warin erfolgte durch die S. 1 .G. 
DR. - ING. STEFFEN GmbH im Jahr 1997 eine Einschätzung der Altlastenrelevanz 
... Aufgrund der Tatsache, dass im Rahmen der Bodenansprache der überwiegend 
sandigen Sedimente weder organoleptische Auffälligkeiten noch Hinweise auf Kon­
taminationen (z.B. durch Beimengungen, Auffüllungsmaterialien etc.) auftraten, wur­
de auf chemische Analysen der entnommenen Bodenproben verzichtet und empfoh­
len, den Standort aus dem konkreten Altlastenverdacht zu entlassen. 
Nach dem verfügbaren Kenntnisstand fanden auf dem Gelände der ehemaligen PGH 
Rohrleitungsbau GmbH bislang keine Altlastenuntersuchungen statt." 

Im Rahmen der Erstellung des o.g. Berichtes erfolgten eine chemische Analyse von 
Bodenproben sowie die 
Schutzgutbezogene Risiko- und Gefährdungsbeurteilung: 
„Entsprechend den in Anhang 2 BBodSchV aufgezeigten Wirkungspfaden besteht 
grundsätzlich zu folgenden Schutzgütern ein nutzungsabhängiger Bezug: 
menschliche Gesundheit, Grundwasser 

Wirkungspfad Boden - Mensch 
Auf der Untersuchungsfläche ist die Errichtung von Wohn- und Ferienhäusern ge­
plant. Infolge dessen besteht grundsätzlich das Risiko der inhalativen bzw. oralen 
Aufnahme von Staub- bzw. Bodenpartikeln. 
Die in den bewertungsrelevanten ober flächennahen Nutzungshorizonten ge­
messenen Schadstoffkonzentrationen liegen jedoch unter den Prüfwerten der 
BBodSchV, oftmals sogar unter der jeweiligen Nachweisgrenze, so dass keine 
Schutzgutgefährdung zu erwarten ist. 

Wirkungspfad Boden - Grundwasser 
Zur Beurteilung des Wirkungspfades Boden - Grundwasser auf der Grundlage von 
Bodenuntersuchungen sind im Rahmen einer Sickerwasserprognose folgende As­
pekte zu betrachten: 
Freisetzungsverhalten bzw. Mobilität der Schadstoffe, Schutzfunktion der ungesättig­
ten Zone, Schadstoffeintrag in das Grundwasser. 

Die geplante Nutzung (Wohn- und Ferienhäuser) ermöglicht auf den Freiflächen die 
Bildung von Sickerwasser in Form perkulierender Niederschläge. Der sandige Unter­
grund verfügt zudem über ein vergleichsweise geringes Rückhaltevermögen gegen­
über Schadstoffeinträgen. 
Die unkritische Belastungssituation des Bodens bzw. der Auffüllungen auf dem Ge­
lände der früheren PGH Rohrleitungsbau GmbH lässt mit Ausnahme des erhöhten 
TOC-Gehalts sowie geringfügiger Zink-Anreicherungen jedoch keine konkrete 
Schutzgutgefährdung durch eine Schadstoffverfrachtung über den Sickerwasserpfad 
erkennen, zumal der erste geschützte Grundwasserleiter von einem ca. 55 m mäch­
tigen Ton- und Geschiebemergelkomplex überdeckt wird. 

Im Ergebnis der Gefährdungsabschätzung bleibt festzustellen, dass die Liegenschaft 
bei der geplanten Nutzung keine konkreten Schutzgutgefährdungen hervorruft." 

In der Zusammenfassung des o.g. Berichtes wird hinsichtlich des anstehenden 
Oberbodens aufgeführt: 
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Stadt Warin - Satzung über den Bebauungsplan Nr. 19 „Wohnen am Großen Wariner See" 

„Die ca. 0, 10 bis 0,30 m mächtige Oberbodenschicht inkl. Vegetationsdecke sollte in 
Anbetracht der ungeeigneten Tragfähigkeitseigenschaften in jedem Fall ausgehoben 
werden, da sie sich nicht als Gründungsauflager eignet. 
Aufgrund der Inhomogenität wird zudem empfohlen, die Auffüllungen (Mächtigkeit 
max. 0,60 m) auf dem Gelände der ehemaligen PGH Rohrleitungsbau GmbH (BS 
6/12, BS 10/12 und BS 11 /12) komplett auszutauschen." 

Innerhalb des Plangebietes, in Bereichen der WA-Gebiete - WA 2 und WA 3 ist eine 
Aufschüttung vorhanden. Im Rahmen der Erstellung des o.g. Berichtes wurden die 
Sondierbohrungen BS 8/12 und BS 9/12 innerhalb dieser Aufschüttung durchgeführt. 
In den Bohrungen traten nach einem maximal 0,30 cm mächtigen Oberbodenhori­
zont bis in eine Tiefe von 2,00 m unter Geländeoberkante hellbraune bis hellbeige 
schluffige Fein- bis Mittelsande auf. Bauschutt o.ä. wurde in diesen Bohrungen nicht 
angetroffen. Im Rahmen der Realisierung der Planung wird diese Aufschüttung ent­
fernt und das natürliche Geländeniveau soll wieder hergestellt werden. 

Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bo­
dens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, ver­
mieden werden. 
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Unter­
grundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkei­
ten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gemäß 
§ 4 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsor­
gung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht bei der unte­
ren Abfallbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg wird hingewiesen. 

Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass eine gemeinwohl­
verträgliche und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt ist. 

1 3.6 Vorhandene Brauchwasserleitung 
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Südlich des WA-Gebietes - WA 4 liegt ein vorhandenes Pumpenhaus, das der Ver­
sorgung eines nordöstlich außerhalb des Plangebietes gelegenen Gartenbaubetrie­
bes mit Brauchwasser dient. Das Grundstück und das Gebäude sind im Eigentum 
des Gartenbaubetriebes und werden als Fläche zur Versorgung im Bebauungsplan 
festgesetzt. 
Das Pumpenhaus wurde Anfang der 60er Jahre auf der Grundlage einer Baugeneh­
migung errichtet. Die Genehmigung zur Wasserentnahme aus dem Großen Wariner 
See liegt vor. Die Brauchwasserleitung, die zum Gartenbaubetrieb führt, wurde im 
Jahr 1960 verlegt. Aufgrund der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist die Lage 
der Brauchwasserleitung (AZ 150) nunmehr mit ungefährem Verlauf bekannt. Sie 
führt quer über den Bereich, der künftig als Ferienhausgebiet entwickelt werden soll. 

Ziel der Stadt Warin ist die Erneuerung und Umverlegung der Leitung, so dass eine 
uneingeschränkte Nutzung des Ferienhausgebietes möglich ist. Die Leitung mit ihrer 
ungefähren Lage ist in der Planzeichnung als künftig entfallend dargestellt. Für die 
Umverlegung soll der vorhandene, nördlich gelegene Weg oder die Planstraße C 
genutzt werden. Detaillierungen dazu erfolgen im Rahmen der Erschließungspla­
nung. 
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Bei der Erneuerung bzw. Umverlegung der Leitung ist der Wurzelschutz der Allee­
bäume in den festgesetzten Wurzelschutzbereichen sowie innerhalb der festgesetz­
ten Grünfläche entlang der Allee zu beachten. Leitungs- und Wegebauarbeiten in­
nerhalb Landschaftsschutzgebietes bedürfen der naturschutzfachlichen Genehmi­
gung. 

4. Immissionsschutz 

Aufgabe von städtebaulichen Planungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, 
abschließend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu 
beantworten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse beachtet werden. 
Die Stadt Warin hat sich mit der Immissionsschutzproblematik auseinandergesetzt. 

Durch die Realisierung der Planung kommt es zu einer geringen Erhöhung des Ver­
kehrsaufkommens. Es handelt sich dabei ausschließlich um Anliegerverkehr. Die 
Verkehrsbelastung im Plangebiet und der Umgebung insgesamt ist als gering einzu­
stufen. Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Überschreitung der Orientierungswer­
te vor, so dass in diesem Bereich in Ortsrandlage keine besonderen Schallschutz­
maßnahmen erforderlich bzw. vorgesehen sind. 

Südlich des WA-Gebietes - WA 4 sind innerhalb des Pumpenhauses Wasserpum­
pen vorhanden. Zur Versorgung des Wariner Gartenbaubetriebes wird das Brauch­
wasser aus dem Großen Wariner See gepumpt. In der Sommerzeit während Tro­
ckenperioden läuft die Pumpe je nach Bedarf zeitweise im Tag- und Nachtbetrieb. 

Hinsichtlich der im Sinne der Anforderungen des § 50 BlmSchG zu berücksichtigen­
den Ziele des Schallschutzes sind bei Neuplanungen folgende Schalltechnischen 
Orientierungswerte der DIN 18005 Beiblatt 1 zu berücksichtigen: (bei zwei angege­
benen Nachtwerten gilt der höhere Wert für Verkehrslärm und der niedrigere für In­
dustrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm) 

- für allgemeine Wohngebiete am Tag 55 dB (A) und in der Nacht 45 bzw. 
40 dB (A), 

- für Sondergebiete (Ferienhausgebiete) am Tag 50 dB (A) und in der Nacht 40 
bzw. 35 dB (A). 

Durch die untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
wurde im Rahmen der Beteiligung zum Vorentwurf der Hinweis gegeben, dass gege­
benenfalls auch Emissionen durch das nördlich gelegene Wasserwerk innerhalb des 
Plangebietes einwirken könnten. 

Durch das Akustikbüro Schroeder und Lange GmbH, Rostock wurde eine Schall­
technische Begutachtung (Stand: 20.12.2012) hinsichtlich der Geräuschemissionen 
und -immissionen des Pumpenhauses sowie des Wasserwerkes Warin erarbeitet. 
Als maßgebliche Emissionsquellen wurden dabei beachtet: 
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• das am See gelegene Pumpenhaus der Gärtnerei mit zwei Pumpen, 
• das Notstromaggregatehaus (Esse auf dem Dach und zwei Lüftungsgitter in 

der Westwand) auf dem Gelände des Wasserwerkes, 
• der Park- und Fahrverkehr des Parkplatzes (1 O Stellplätze) auf dem Gelände 

des Wasserwerkes. 
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Stadt Warin - Satzung über den Bebauungsplan Nr. 19 „Wohnen am Großen Wariner See" 

Auf der Grundlage des Vorentwurfes zum Bebauungsplan Nr. 19 wurden durch das 
Akustikbüro Immissionsorte bestimmt, für die die Auswirkungen der Emissionsquel­
len beurteilt wurden. 

Lage der maßgeblichen Emissionsquellen sowie der betrachteten Immissionsorte 
(Auszug Gutachten vom Akustikbüro Schroeder und Lange GmbH, Anlage 3.1) 

Die Ergebnisse des Gutachtens werden nachfolgend dargestellt: 

Betrachtung des Pumpenhauses 

Beurteilung für den Tag (06.00 bis 22.00 Uhr) ohne Lärmschutzmaßnahmen 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden für SO-FH-Gebiete und WA-Gebiete 
am Tag an den Immissionsorten, den Baugrenzen bzw. dem Wohnhaus „Am Strand 
21 " im Gebiet W A 4, eingehalten. 

Beurteilung der lautesten Nachtstunde (z.B. 22 bis 23 Uhr) ohne Lärmschutzmaß­
nahmen 
Auf den geplanten Flächen für Wohnnutzung werden die nächtlichen Orientierungs­
werte für WA-Gebiete eingehalten. 
Auf der Nordseite des Plangebietes werden die nächtlichen Orientierungswerte für 
SO-FH-Gebiete eingehalten. 
Auf der Westseite des Plangebietes werden die nächtlichen Orientierungswerte für 
die SO-FH-Gebiete nicht eingehalten. Die Überschreitung beträgt bis zu 7 dB. Ursa­
che ist die Schallabstrahlung des Pumpenhauses der Gärtnerei. 
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Zur Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 in der Nacht sind Lärm­
schutzmaßnahmen an der Geräuschquelle „Pumpenhaus" erforderlich. Im Gutachten 
werden folgende drei Varianten empfohlen, um die Belange des ausreichenden 
Lärmschutzes zu berücksichtigen: 

1. Variante - Bauliche Maßnahmen an der Gebäudehülle: 
Zur Verbesserung der Schalldämmung der Außenbauteile des Pumpenhauses sind 
folgende bauliche Maßnahmen erforderlich: 

Wand-Ost 
• Einbau einer neuen Eingangstür mit einem bewerteten Schalldämm-Maß von 

erf. Rw,R = 37 dB im eingebauten Zustand (Türblatt einschließlich Rahmen oder 
Zarge), d.h. der Prüfzeugnis-Wert Rw,P muss laut DIN 4109/89 mindestens um 
das Vorhaltemaß von 5 dB über erf. Rw bei Rw,P = 42 dB liegen (z.B. Stahltüren 
der Fa. Buchele, Teckentrup usw.). 

• Abbruch der zwei kleinen Holzeinfachfenster von innen (unterhalb der Glas­
baustein-Fenster) und Verschließen der Öffnung mit 24 cm Kalksandstein­
mauerwerk mit einer Rohdichte von 1.600 kg/m3 , Innenputz; Porenbetonmau­
erwerk kann erhalten bleiben. 

Wand-Süd 
• Abbruch der zwei kleinen Holzeinfachfenster und Verschließen der Öffnung 

mit mindestens 24 cm Kalksandsteinmauerwerk mit einer Rohdichte von 1.600 
kg/m3 , beidseitig verputzt. 

• Verschließen der zwei größeren Glasbaustein-Fenster von außen oder innen 
mit zusätzlichem Kalksandstein-Mauerwerk, Dicke mindestens 11 ,5 cm mit ei­
ner Rohdichte von 1.600 kg/m3 , einseitig verputzt. 

2. Variante - Installation von leiseren Pumpen/ Elektromotoren: 
Verminderung des lnnenpegels des Pumpenhauses auf Li.max= 84 dB(A). 
Dazu wäre der Austausch der „lauten" Pumpe A („linke" Pumpe, Nr. 80930) gegen 
eine „leisere" Pumpe einschließlich Elektromotor mit einem maximalen Schallleis­
tungspegel von LwA maximal 83 dB(A) erforderlich. 

3. Variante - Organisatorische Maßnahmen: 
Kein Betrieb der Pumpen in der Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr, d.h. die Pumpensteue­
rung ist so zu modifizieren, dass im Nachtzeitraum kein Betrieb möglich ist. 

Unter Berücksichtigung der Realisierung einer der empfohlenen Schallschutzmaß­
nahmen ergibt sich für die lauteste Nachtstunde (z.B. 22 bis 23 Uhr) am Pumpen­
haus „Gärtnerei" folgendes Ergebnis: 
Die Orientierungswerte für SO-FH-Gebiete und WA-Gebiete werden in der Nacht an 
den betrachteten Immissionsorten, den Baugrenzen bzw. dem Wohnhaus „Am 
Strand 21" im Gebiet WA 4, eingehalten. 

Die empfohlenen Maßnahmen, 1. und 2. Variante, werden als alternative Maßnah­
men im Bebauungsplan festgesetzt. Da in den Sommermonaten während der Tro­
ckenperioden auch eine Bewässerung in der Nacht erforderlich ist, ist die Umsetzung 
der 3. Variante unrealistisch und wird daher nicht aufgenommen. 
Die Sicherung der Realisierung von Maßnahmen zum Lärmschutz erfolgt durch ver­
tragliche Regelungen zwischen dem Betreiber des Pumpenhauses und der Stadt 
Warin. 
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Betrachtung des Wasserwerkes Warin 

Hinsichtlich der Beeinträchtigungen aus dem Betrieb des Wasserwerkes Warin ist 
lediglich das Notstromaggregat zu berücksichtigen. 

Notstromaggregat bei Netzausfall in der lautesten Nachtstunde: 
Die schalltechnischen Anforderungen bei Netzausfall werden im Bereich des 10-4 
nicht eingehalten. 

Die nachfolgenden Empfehlungen für Lärmschutzmaßnahmen werden im Gutachten 
getroffen: 

Variante 1 - Berücksichtigung schalltechnischer Gesichtspunkte bei der Grundrissge­
staltung im Bereich des 10-4 
Es ist zweckmäßig, wenn Räume, die zum Schlafen dienen (Kinderzimmer, Gäste­
zimmer, Schlafzimmer) so angeordnet werden, dass sie auf der von den Schallquel­
len (Notstromaggregatehaus) abgewandten Gebäudeseite liegen. D.h. auf der Nord­
seite der geplanten Ferienhausbebauung sollten keine Räume, die zum Schlafen 
dienen, angeordnet werden. 
An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der 
in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum In­
nenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt (u.a. Bäder, Haus-/ Ar­
beitsräume). 

Variante 2 - Veränderung der Baugrenze 
Im Rahmen der Erstellung des Bebauungsplanes wird empfohlen, die geplante Bau­
grenze im Bereich des 10-4 um ca. 3 bis 5 m in Richtung Süden zu verlagern. 
Alternativ kann für diesen Bereich eine Zuwegung zur geplanten Wohnbebauung, 
eine Grünfläche etc., geplant werden.· 

Die Stadt Warin setzt fest, dass der Grundriss des Gebäudes so zu wählen ist, dass 
die zum Schlafen dienenden Räume auf der Südseite des Gebäudes angeordnet 
werden müssen. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Schalltechnischen Begutachtung als 
Festsetzungen im Bebauungsplan werden die Anforderungen an gesunde Wohn­
und Lebensverhältnisse berücksichtigt. 

Im Plangebiet und seiner immissionsschutzrechtlichen Umgebung befinden sich kei­
ne Anlagen und Betriebe, die nach BlmSchG durch das Staatliche Amt für Landwirt­
schaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU) genehmigt bzw. die dem StALU ange­
zeigt wurden. 

Andere Emittenten, die nachhaltig auf das Plangebiet einwirken, sind nicht bekannt. 
landwirtschaftliche Einsatztage und ggf. -nächte, z.B. zur Erntezeit, auf angrenzen­
den Ackerflächen sowie gelegentliche Geruchsbelästigungen durch das Ausbringen 
von Gülle sind im ländlich geprägtem Raum von den Anwohnern zu tolerieren. 
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5. Eigentumsverhältnisse und Planungskosten 

Die Flächen des ehemaligen Matratzenwerkes sowie die vorhandenen Straßen und 
Wege stehen im Eigentum der Stadt Warin. Die übrigen Flächen gehören verschie­
denen Privateigentümern. 
Die Planungskosten werden von der Stadt Warin und von privaten Eigentümern 
übernommen. Die Umsetzung und Finanzierung von notwendigen Ausgleichsmaß­
nahmen erfolgt durch die Stadt Warin und die privaten Eigentümer. Die Refinanzie­
rung der anfallenden Kosten erfolgt über den Grundstücksverkauf. Mit den beteiligten 
privaten Eigentümern schließt die Stadt städtebauliche Verträge zur Kostenüber­
nahme ab. 

6. Sonstiges 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der Trinkwasserschutzzone III der Was­
serfassung Warin. Die damit verbundenen Verbote und Nutzungsbeschränkungen 
zum Trinkwasserschutz gemäß der Richtlinie für Trinkwasserschutzgebiete (DVGW 
Regelwerk Arbeitsblatt W 101) sind ebenso wie die Schutzzonenverordnung (Kreis­
tagsbeschluss Sternberg Nr. 64-14/76 und 53-11/81) zu beachten. 

Im Geltungsbereich der Satzung ist ein Bodendenkmal in dem nachrichtlich über­
nommenen Bereich bekannt. Die Veränderung oder Beseitigung dieses Bodendenk­
mals kann nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden, sofern vor Beginn jeglicher Erd­
arbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentation sichergestellt wird. Alle durch 
diese Maßnahmen anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen 
(§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation von 
Bodendenkmalen ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor 
Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungen sind an 
die Einhaltung dieser Bedingungen gebunden. 
Um die Arbeiten nötigenfalls baubegleitend archäologisch betreuen zu können, ist es 
erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Nordwestmecklen­
burg den Beginn jeglicher Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vorher 
schriftlich und verbindlich anzuzeigen. 
Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmale unvermutet neu entdeckt, ist dies gemäß 
§ 11 Abs. 2 DSchG unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 
Fund und Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung 
erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 

Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu­
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die­
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll­
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufge­
funden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der un­
mittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu be­
nachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hin­
zuzuziehen. Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen 
derartiger Mittel erhält, ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ordnungsbe­
hörde anzuzeigen. 
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Die Lage der dargestellten Leitungen kann vom tatsächlichen Bestand abweichen . 
Die genaue Lage ist im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. im Rahmen der 
Bauausführung zu bestimmen. 

Empfehlung: 
Unter Beachtung der Ziele des Klima- und Ressourcenschutzes sollte das auf den 
Dachflächen anfallende Niederschlagswasser vor der Versickerung auf den jeweili­
gen Grundstücken in eine unterirdische Regenwasserzisterne eingeleitet und z.B. 
zum Zwecke der Gartenbewässerung genutzt werden. Des Weiteren sollten bei der 
Errichtung von Gebäuden bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Ener­
gien vorgesehen werden. So sollten Vorkehrungen für den Einsatz von mindestens 
5 m2 Solarthermie-Flächen je Einzelhaus getroffen werden. Bei der Errichtung der 
Gebäude sollten auch Dach- und Fassadenbegrünungen Berücksichtigung finden, 
um positive Wirkung auf das Mikroklima zu nehmen. 
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